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K ommunal wird anders gewählt. Die Er-
gebnisse der Kommunalwahlen machen 
es deutlich. Bei der Betrachtung eines 

Kommunalwahlergebnisses auf Landesebene 
wird gerne ein zusammenfassendes Ergebnis für 
das gesamte Land gesucht. Regelmäßig werden 
dann die Ergebnisse der Wahlen zu den Vertre-
tungskörperschaften in den Kreisen (Kreistage) 
und den kreisfreien Städten (Stadt- oder Gemein-
deräte) aufaddiert und mit den Ergebnissen zur 
Landtagswahl, Bundestagswahl oder Europawahl 
vergleichbar gemacht. Schon, wenn wir uns diese 
Tabellen einmal genauer ansehen, fällt der Unter-
schied auf. Die Spanne der Ergebnisse im kom-
munalen Bereich ist enorm. Und schauen wir uns 
die Ergebnisse im kreisfreien Bereich an, wird uns 
spätestens dann klar, wie die Bedeutung der Par-
teien in der Fläche schwindet. Grund genug, sich 
die Dynamik von Kommunalwahlen anzusehen.

Kommunalwahlen, das sind die inzwischen über-
all in Deutschland stattfindenden Direktwahlen zum 
Amt des Oberbürgermeisters, Bürgermeisters oder 
Landrats. Das sind aber auch die in allen Bundes-
ländern flächendeckend durchgeführten Wahlen 
zu den Vertretungskörperschaften in den Städten, 
Gemeinden und Kreisen. Je nach Kommunalverfas-
sung der Länder finden sie verbunden statt, d.h. 
am gleichen Tage oder unabhängig voreinander, so 
dass wir fast jedes zweite Wochenende irgendwo in 
Deutschland eine Kommunalwahl haben.

Kommunalwahlen  
gewinnen!
Voneinander lernen 

Autor Manfred Sternberg

Im kommenden Jahr 2019 erwarten uns neben der 
Europawahl flächendeckende Kommunalwahlen 
in zehn Bundesländern, wenn wir Bremen und 
Hamburg als Stadtstaat mitzählen. Und in 2020 
wird in Nordrhein-Westfalen und Bayern kommu-
nal gewählt.

Wir befinden uns fast ständig in Wahlkampf-
vorbereitungen und sind mit den daraus resul-
tierenden Fragen an unsere Aufstellung befasst, 
personell und positionell. Nach der Wahl ist vor 
der Wahl. Kommunalwahl ist nicht gleich Kom-
munalwahl. Einfach kopieren reicht nicht. Es 
braucht an Ort und Zeit angepasste Strategien, 
Inhalte und Kommunikation.

Die Bedeutung der Kandidatinnen und Kandi-
daten haben gegenüber der Parteizugehörigkeit 
zugenommen. Das erhöht die Anforderungen an 
den Einzelnen. Es ist persönlicher geworden. Be-
kanntheitsgrade, Auftritt, persönliches Ansehen 
spielen mehr denn je eine wichtige Rolle und das 
nicht nur bei den Direktwahlen.

Und da keine Kommune der anderen gleicht, 
sind die Rahmenbedingungen so vielfältig wie 
die Vielfalt unserer Kommunen. Deshalb sind die 
Fragen, wie wir den richtigen Wahlkampf ma-
chen, wie wir uns richtig aufstellen und kommu-
nizieren ebenso vielfältig.

Die in dieser DEMO-Impulse zusammenge-
stellten Artikel versuchen das Feld der Kommu-
nalwahlen ein wenig auszuleuchten. Wir sind 

dabei vom Abstrakten bis zu den konkreten 
Wahlkamperfahrungen der erfolgreichen Prak-
tikerinnen und Praktiker gegangen.

Herbert Zinell zeigt in seinem Artikel auf, 
welche grundlegende Bedeutung das Engage-
ment der Menschen in den Parteien und der 
ehrenamtlichen Kommunalpolitik für unsere De-
mokratie beinhaltet. Er verweist auf die gegen-
läufigen Bewegungen und appelliert an uns, für 
das politische Engagement zu werben und zu 
begeistern!

Gwendolyn Jungblut und Achim Moeller be-
schreiben in ihrem Artikel das veränderte Um-
feld, in dem heute Kommunalwahlen stattfinden 
und welche allgemeinen Hinweise zu beachten 
sind. Sie verdeutlichen die Besonderheit jedes 
einzelnen Kommunalwahlkampfes und zeigen 
auf, mit welchen Instrumenten auch künftig 
Wahlen gewonnen werden können.

Leif Neugebohrn setzt sich mit der Welt des 
Internets und der sozialen Medien auseinander 
und führt uns in die Bausteine eines Online-Wahl-
kampfes ein. Die Geschichte von Ramona Schu-
mann und deren Wahlerfolg in Pattensen in der 
Region Hannover zeigt, wie persönlich Wahlen 
gewonnen werden. Und nicht zuletzt beschreibt 
uns Thorsten Brehm die SPD-Wahlerfolge in der 
Frankenmetropole Nürnberg, der Stadt, in der 
die SPD alles richtig zu machen scheint. Lernen 
wir von den Berichten und Analysen! 

Ich wünsche allen Leserinnen und Lesern die-
ser Ausgabe der DEMO-Impulse Anregungen für 
ihr politisches Schaffen und damit ein Stück ge-
lebte Erneuerung der SPD. 
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D ie Kommunalwahlen 2018 liegen bereits 
hinter uns. Dafür stehen die Kommunal-
wahlen 2019 in zehn Bundesländern quasi 

vor der Tür. Die Parteien und Wählervereinigungen 
beschäftigen sich bereits mit den ersten  organisa-
torischen und programmatischen Überlegungen. 
Vor allen Dingen hat die Suche nach geeigneten 
Kandidatinnen und Kandidaten längst begonnen. 
Dabei wird sich erfahrungsgemäß nicht überall und 
schon gar nicht ohne Probleme die Weissagung im 
Matthäus-Evangelium, „Wer suchet, der findet“, für 
die örtlichen Parteien und Wählervereinigungen 
erfüllen. Obwohl sich gerade vor Ort, also in den 
Städten, Gemeinden und Landkreisen nachvollzie-
hen lässt, was der Schriftsteller Max Frisch treffend 
auf den Punkt gebracht hat: „Demokratie heißt, sich 
in die eigenen Angelegenheiten einmischen“. Dies 
ist letztendlich der Kern der kommunalen Selbstver-
waltung wie sie in Artikel 28 Absatz 2 Grundgesetz  
(GG) garantiert wird. 

Bürgerengagement als Form 
der „produktiven Einmischung“
Artikel 28 Absatz 2 GG garantiert den Gemein-
den das Recht „alle Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener 
Verantwortung zu regeln“ und spricht auch den 
Gemeindeverbänden (z.B. Landkreisen) dieses 
Recht der Selbstverwaltung zu. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerich-
tes und der Landesverfassungsgerichte bedeutet 
kommunale Selbstverwaltung ihrem Wesen und 
ihrer Intention nach Aktivierung der Beteiligten 
für ihre eigenen Angelegenheiten, also demo-
kratische Partizipation.  Die Eigenständigkeit der 
Gemeinden soll die einzelnen Bürger und Bürge-
rinnen als Glied der Gemeinschaft aktivieren und 
integrieren. Dadurch soll der Gegensatz zwischen 
Gesellschaft und Staat überbrückt und die innere 
Identifikation zwischen Staatsvolk und Staatsge-
walt gefördert werden. 

Das kommunale Demokratiegebot ist somit ei-
ne wesentliche Grundlage für eine funktionsfähige 
und lebendige Demokratie. Es kann im Sinne der 
Politisierung der Bürgerschaft in unterschiedlicher 
Form der Bürgerbeteiligung gelebt und mit Inhalt 
gefüllt werden, was zusammenfassend auch als 
„produktive Einmischung“ umschrieben wird. Im 
Vordergrund steht aber die durch Artikel 28 Absatz 
1 Satz 2 GG und den meisten Länderverfassungen 
(z.B. Artikel 72 Absatz 1 Satz 1 Landesverfassung 
Baden-Württemberg) vorgegebene Verpflichtung, 
wonach das Volk in den Kreisen und Gemeinden 

eine aus allgemeinen, unmittelbaren, freien, glei-
chen und geheimen Wahlen hervorgegangene 
Vertretung haben muss. Die verfassungsrechtliche 
und politische Bedeutung der Kommunalwahlen 
kann somit gar nicht überschätzt werden! 

Kommunalpolitik als  
„Schule der Demokratie“
Politikwissenschaftler weisen in diesem Kontext zu 
Recht daraufhin, dass es auf kommunaler Ebene 
die meisten Beteiligungsmöglichkeiten für Bürge-
rinnen und Bürger gibt und sich dort Politik „von 
der Pike auf lernen“ lässt. Treffend wird deshalb 
die Kommunalpolitik auch als „Schule der Demo-
kratie“ bezeichnet. Politik kann vor Ort eben am 
unmittelbarsten erlebt und mitgestaltet werden. 

Es ist deshalb nicht verwunderlich, dass die po-
litischen Karrieren vieler Landes- und Bundespoli-
tikerinnen und – politikern auf kommunaler  Ebene 
begonnen haben. Andere aktive oder ehemalige 
kommunale Mandatsträgerinnen und Mandats-
träger verweisen darauf, dass sie durch ihre Mit-
wirkung in einem kommunalen Vertretungsgre-
mium Reden und Argumentieren gelernt hätten, 
was sich auch für das berufliche Weiterkommen 
außerhalb der Politik als nützlich erwiesen habe.

Die zumeist ehrenamtlich tätigen Bürgerinnen 
und Bürger in den „Kommunalparlamenten“  stel-
len mit fast 187.000 kommunalen Mandaten im 
Jahre 2017 im Bundesgebiet auch einen quantita-
tiv hohen Anteil an bürgerschaftlich engagierten 
Menschen dar. 

Indes ist die in den Bundesländern unterschied-
lich ausgeprägte Tendenz unverkennbar, auf loka-
ler Ebene eher zurückhaltend vom aktiven Wahl-
recht Gebrauch zu machen. So sind etwa 2014 
in Baden-Württemberg erstmals weniger als die 
Hälfte der Wahlberechtigten  an die Urne gegan-
gen. Auch bei den diesjährigen Kommunalwahlen 
in Schleswig-Holstein fanden weniger als die Hälf-
te der Wahlberechtigten den Weg ins Wahllokal.

Und offensichtlich zeichnet sich auch bei der 
Bereitschaft, sich um ein kommunales Wahlamt 
zu bewerben, eher eine Zurückhaltung in der Bür-
gerschaft ab. Dies ist zwar sehr bedauerlich, aber 
der SPD-Politiker und heutige Strategieberater Ka-
jo Wasserhövel weist zu Recht daraufhin,  dass 
„Demokratie nicht von alleine kommt“, sondern 
von in ihrer Entscheidung freien  Menschen ge-
lebt und gemacht wird. Bei ihrer Entscheidung für 
oder gegen eine Kandidatur begegnen diesen je-
doch immer neue Schwierigkeiten. Diese können 
allgemeiner und individueller Natur sein oder aber 

auch mit der Komplexität der politischen Heraus-
forderungen unserer Zeit zusammenhängen.

„(K)ein Ehrenamt rund um die Uhr“
Bei den Landräte- und Bürgermeisterwahlen in 
diesem Jahr in Thüringen bestätigte sich der an-
gedeutete Trend. Die fehlende Bereitschaft in vie-
len Orten sich als Kandidatin oder Kandidat für 
die Bürgermeisterwahl zur Verfügung zu stellen, 
fand im April sogar als Nachricht Eingang in die 
Berichterstattung in den Tagesthemen. 

Eine Nachfrage bei den kommunalen Lan-
desverbänden und bei den auskunftsbereiten 
Landesgeschäftsstellen der Parteien lässt für die 
Gemeinderats- und Kreistagswahlen  2019 in Ba-
den-Württemberg ebenfalls Schwierigkeiten bei 
der Rekrutierung von Kandidatinnen und Kandi-
daten befürchten. Oft lautet das Resümee, dass 
es immer schwerer werde, Menschen dafür zu 
begeistern, sich für das Gemeinwohl der Kommu-
nen und Landkreise einzusetzen. Unterstützt wird 
diese Einschätzung auch durch die Tatsache, dass 
in einigen Kommunen in Baden-Württemberg als 
Reaktion auf das „Personalproblem“ die Anzahl 
der Sitze in den Gemeinderäten durch Änderun-
gen der Hauptsatzungen reduziert wurden.

Die Gründe, sich einer Kandidatur zu verwei-
gern und das damit verbundene Problem der 
Listenbildung für Parteien und Wählervereinigun-
gen, sind vielfältig. Diese sind allerdings nicht aus-
reichend empirisch untersucht und viele Parteien 
und Wählervereinigungen stellen nicht das hierfür 
notwendige statistische Material im Hinblick auf 
die Problematik der Listenbildung zu Verfügung. 
So können nur aufgrund eigener Erfahrung und 
der Auswertung einschlägiger Veröffentlichungen 
paradigmatisch einige, aber vermutlich allgemein-
gültige Beispiele, nachfolgend angeführt werden:
– Die zunehmende Mobilität in der Bevölkerung 
führt zu einer abnehmenden Bindung an die je-
weilige Heimatgemeinde. 
– Die sich verändernde soziologische Zusammen-
setzung der Bevölkerung in unseren Städten und 
Gemeinden führt vermutlich auch zu einer gerin-
geren Identifikation mit dem jeweiligen Gemein-
wesen. 
– Viele Bürgerinnen und Bürger scheuen für den 
Fall der Wahl in ein kommunales Vertretungsgre-
mium den damit verbundenen Zeitaufwand und 
fürchten sich vor einem „Ehrenamt rund um die 
Uhr“. Dem Argument kann ggf. zumindest teil-
weise mit einem Verweis auf den gesetzlichen 
Freistellungsanspruch für die Tätigkeit als kom-
munaler Mandatsträger oder -trägerin begegnet 
werden. Die baden-württembergische Gemein-
deordnung gewährleistet zudem seit 2015 den 
Anspruch auf Ersatz der entgeltlichen Betreuung 
von pflegebedürftigen Angehörigen während der 
Ausübung der ehrenamtlichen Tätigkeit. 
– Potentielle Kandidatinnen und Kandidaten 
werden nach der veröffentlichten Meinung auch 
zunehmend durch einen aggressiveren Um-
gangston in den „Kommunalparlamenten“ und  

Wahlen in den Kommunen
Eine Herausforderung für die (lokale) Demokratie

Autor Herbert O. Zinell
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persönlichen verbalen Angriffen insbesondere in 
den sozialen Medien von einer Kandidatur abge-
schreckt. Sozialwissenschaftlich gilt in diesem Zu-
sammenhang inzwischen auch abgesichert, das 
„Autoritäten nicht mehr um ihrer selbst willen 
akzeptiert werden, sondern nur dann, wenn sie 
ihre Position vernünftig erklären oder wenn ihre 
Haltung der Meinung des Einzelnen entspricht“. 
In diesem Zusammenhang spricht die FAZ am 
Beispiel der OB-Wahl in Freiburg inzwischen von 
„zwei Öffentlichkeiten: (…) die bei den unzähligen 
Podiumsgesprächen und Vorstellungsrunden und 
(die) in den sozialen Medien“! In Freiburg werden, 
was nicht nur nebenbei angemerkt sei, von der 
Badischen Zeitung nur noch ungefähr 20 Prozent 
der Haushalte erreicht. Der zunehmenden Bedeu-
tung des Internets bei Wahlkämpfen ist zu Recht 
auch ein gesonderter Beitrag in diesem Heft ge-
widmet.
– Die Parteien, und nicht zuletzt die Volkspar-
teien, sind zudem mit der Tatsache konfrontiert,  
dass nur wenige Menschen heutzutage beim The-
ma politischer Beteiligung an die Möglichkeit der 
Mitarbeit in einer Partei denken. Auf die damit 
zusammenhängende spezifische Problematik soll  
nachfolgend kursorisch eingegangen werden. 

Bedeutungsverlust der Volksparteien 
Der Bedeutungsverlust der ehemals großen Volks-
parteien CDU und SPD manifestiert sich in nahezu 
allen Ergebnissen bei den Bundestags- und Land-
tagswahlen. Aber auch bei den Kommunalwah-
len wird dieser Trend erkennbar. Beispielhaft sei 
auf die Kommunalwahlen in Schleswig-Holstein 
mit einem Verlust von 3,8 Prozent bei der CDU 
und sogar 6,5 Prozent bei der SPD verwiesen. Bei 
den Wahlen 2014 zu den Gemeinderäten in den 
Städten und Gemeinden Baden-Württembergs, 
um ein weiteres Beispiel anzuführen, erwiesen 
sich die Wählervereinigungen mit 37,9 Prozent als 
stärkste politische Kraft vor der CDU mit 27,9 und 
der SPD mit 16,4 Prozent. CDU und SPD fuhren da-
mit jeweils das schlechteste Wahlergebnis seit der 
Gemeindereform von 1975 ein. Dieses Ergebnis ist 
auch, aber nicht nur, mit der baden-württember-
gischen kleinteiligen Kommunalstruktur mit 1.101 
Städten und Gemeinden  und dem in der dorti-
gen Kommunalverfassung angelegten Modell der 
„Konkordanzdemokratie“ zu erklären. 

Inzwischen ist deshalb und auch mit dem Blick 
auf die Mitgliederentwicklung bei der CDU und 
SPD bereits von der „Verzwergung der Volks-
parteien“ die Rede. So sank die Zahl der einge-
schriebenen Parteimitglieder der SPD bundesweit 
im Zeitraum von 1990 bis 2017 von rund 943.000 
auf 443.000 und bei der Bundes-CDU im gleichen 
Zeitraum von 790.000 auf 427.000. Es ist für diese 
Parteien nur ein schwacher Trost, dass mit Aus-
nahme von Bündnis 90/Die Grünen und der AfD 
als Neugründung, alle Parteien dieses Schicksal 
teilen. Damit gehören auch unter Berücksichti-
gung aller anderen Parteien im Schnitt nur noch 
ca. 1,5 Prozent der Bevölkerung Deutschlands 

einer Partei an. Dies erscheint angesichts der in 
Artikel 21 Absatz 1 GG postulierten „Parteiende-
mokratie“, wonach die Parteien eine verfassungs-
rechtlich hervorgehobene Stellung einnehmen, 
auch demokratietheoretisch mehr als bedenklich. 

Bricht man das Ergebnis der dargestellten Mit-
glieder- und damit Organisationsentwicklung am 
Beispiel der SPD auf Baden-Württemberg herun-
ter, dann ergibt sich folgendes Bild: Hatte die Par-
tei 1990 noch 66 000 Mitglieder, so waren es nach 
einer leichten Erholungsphase im Zusammenhang 
mit der „Groko-Diskussion“ im Februar dieses Jah-
res noch 38.000. Dies führte auch zum Abbau von 
Geschäftsstellen in der Fläche und hatte auch den 
Rückgang von Ortsvereinen zur Folge. Allein von 
2013 mit 823 Ortsvereinen auf 796 in 2018. Auch 
dadurch bedingt trat die SPD bei den Kommunal-
wahlen 2014 bei insgesamt 1.101 selbständigen 
Gemeinden und Städten in Baden-Württemberg  
nur noch mit 546 Parteilisten und damit mit 97 
weniger als 1999 an. Soweit empirisch belegt, be-
teiligte sich die SPD in 2014 an 55 gemeinsamen 
Wahlvorschlägen mit Wählervereinigungen, auch 
„Mischlisten“ genannt. 

Aufgrund unterschiedlicher Strukturen und 
Wahlsysteme in den Bundesländern lässt sich die 
baden-württembergische Entwicklung nicht unbe-
dingt auf die Situation in anderen Bundesländern 
und auf alle Parteien übertragen. Dennoch ist zu 
beobachten, dass die Präsenz der Volksparteien 
vor Ort geringer wird. Dies beeinflusst in negativer 
Hinsicht die regionale Pluralisierung der Parteien 
und deren Sozialisations- und Mobilisierungsfunk-
tion. Oder einfacher mit den Worten Herbert Weh-
ners ausgedrückt, da „Politik Organisation und 
Organisation Politik ist“, wirkt sich dies selbstver-
ständlich auch auf die erfolgreiche Rekrutierung 
von Kandidatinnen und Kandidaten für die Kom-
munalwahlen aus. Die örtliche Präsenz und Veran-
kerung von Parteien erleichtert fraglos den Zugang 
zu geeigneten Persönlichkeiten vor Ort. 

Um in der Zukunft durch eine positive Mit-
gliederentwicklung wieder zu einer verbesserten 
organisatorischen und personellen Verankerung 
in der Fläche zu kommen, sind m. E. erfolgreiche 
Reform- oder Erneuerungsprozesse in den Partei-
en  unabdingbar. Solche Prozesse sind allerdings 
nur erfolgreich, wenn aus Sicht der Wählerinnen 
und Wähler das jeweilige „programmatische An-
gebot“ stimmt und den Parteien eine Problem-
lösungskompetenz attestiert werden kann. Dabei 
spielen auch globale Entwicklungen eine her-
ausragende Rolle, welche zunehmend auch die 
Kommunalpolitik beeinflussen und deshalb nach 
meiner Meinung verstärkt berücksichtigt werden 
müssen. Darauf möchte ich zum Schluss meines 
Beitrages kurz eingehen. 

Universalität und Globalisierung
Der Schutzbereich der kommunalen Selbstverwal-
tungsgarantie des Grundgesetzes umfasst die so-
genannte Universalität oder Allzuständigkeit der 
Gemeinden, bezogen auf „solche Aufgaben, die 

das Zusammenleben und -wohnen der Menschen 
betreffen oder einen spezifischen Bezug darauf 
haben“. Dieser Aufgabenkreis ist nach der Recht-
sprechung nicht ein für alle Mal feststehend, son-
dern auch Veränderungen unterworfen. Natürlich 
werden die örtlichen Aufgaben auch von globa-
len Entwicklungen wie Zuwanderung, Eurodiskus-
sion, Klimawandel, Welthandel oder nationalen 
Entwicklungen wie der im 7. Altenbericht der Bun-
desregierung angesprochenen „Verörtlichung der 
Sozialpolitik“ (z.B. der Pflege) beeinflusst. Nur von 
Bundesland zu Bundesland und von Ort zu Ort in 
unterschiedlicher Intensität.

Diese Entwicklungen lösen aber auch angesichts 
ihrer Komplexität vielerorts Ängste  aus und offen-
baren im Hinblick auf deren Bewältigung eine quer 
durch die Gesellschaft und Politik gehende Konflikt-
linie. Die einen sehen in den Folgen der Globali-
sierung eine Chance, die anderen sehen die damit 
einhergehende Modernisierung als Risiko und füh-
len sich nicht mehr mitgenommen. Der Freiburger 
Politikwissenschaftler Ulrich Eith stellt in diesem Zu-
sammenhang die gegensätzlichen Pole  in folgender 
Fragestellung dar: „Wollen wir kosmopolitische Lö-
sungen oder nationalistische?“. Dieser Grundkonflikt 
wird auch in der Diskussion um die Erneuerung der 
SPD mit den zwei sich widersprechenden Ideen von 
unserer Gesellschaft, Kommunitarismus einerseits 
und Kosmopolitismus anderseits, geführt, was hier 
nur angerissen werden kann. 

Die Komplexität der Thematik löst selbstver-
ständlich auch bei einem Teil der potentiellen Be-
werber um kommunale Mandate die angesproche-
nen Ängste aus und hält sie ggf. von einer Kandi-
datur ab. Um dem entgegenzuwirken und die Be-
völkerung insgesamt „mitzunehmen“ müssen die 
angesichts der Veränderungen in der Welt durchaus 
auch begründeten Sorgen ernst genommen und ge-
rade auch in Kommunalwahlkämpfen angesprochen 
werden. 

„Demokratie braucht Demokraten“
Kommunalwahlen sind fraglos auch große Her-
ausforderungen für unsere Demokratie. Gerade 
deshalb gilt es nun geeignete Persönlichkeiten für 
Kandidaturen  auf den Kommunalwahllisten und 
damit auch für eine Möglichkeit sinnvoller Lebens-
gestaltung im Ehrenamt zu begeistern. Denn die 
Kommunalpolitik ist nach Franz Müntefering nicht 
das Kellergeschoss, sondern das Fundament un-
serer Demokratie. Und vor allen Dingen gilt nach 
wie vor und uneingeschränkt das von Friedrich 
Ebert formulierte Leitmotiv: „Demokratie braucht 
Demokraten!“

Dr. Herbert O. Zinell  
Amtschef im Innenministerium des 
Landes Baden-Württemberg a.D.
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W er nichts verändern will, wird auch 
das noch verlieren, was er bewahren 
möchte“. Wusste Gustav Heinemann 

damals schon, in welch‘ schwierige Situation sei-
ne Partei einmal kommen könnte? Wir betrachten 
diese Aussage weniger fatalistisch. Denn Heine-
manns Satz liefert zugleich die Lösung: Gestal-
tungsmacht erfordert Weitsicht. Und wer diese 
glaubwürdig verkörpert, kann Wahlen gewinnen. 
Wie sonst ist es zu erklären, dass die SPD auch 
bei schwieriger politischer Großwetterlage immer 
noch Wahlen in Städten, Gemeinden und Land-
kreisen gewinnt?

Unsere Aufgabe als Agentur für Wahlerfolge 
ist, persönliche Glaubwürdigkeit und politischen 
Gestaltungswillen in ein stimmiges Verhältnis zu 
setzen und an örtlichen Besonderheiten orientiert 
erkennbar zu machen. Das klingt nach einer Herku-
lesaufgabe? Richtig. Deshalb kann es auch nicht je-
der. Und deshalb erfordert jede zielführende Wahl-
kampfkonzeption eine Auseinandersetzung mit der 
Realität und der zu erwartenden Zukunft. 

Unsere Gesellschaft befindet sich im Umbruch. 
Menschen erhoffen sich von Politik Orientierung, 
eine Antwort auf die Frage, wie es mit der Ge-
meinde, der Stadt, dem Land weitergehen soll. 
Eine gute Kampagne greift diese Bedürfnisse zu-
mindest implizit auf und verpackt die Antworten 
in eingängige und sinnstiftende Botschaften. Dies 
setzt voraus, dass gesellschaftliche Veränderungen 
im Großen wie im Kleinen bei der Konzeption des 
Wahlkampfes mitgedacht werden. Doch wie genau 
äußern sich diese Veränderungen? Fangen wir mit 
einigen „großflächigen“ Entwicklungen an, die uns 
alle betreffen.   

Der Wandel beschleunigt sich und die Kom-
plexität nimmt zu. Die Parteienlandschaft verän-
dert sich, die Gesellschaft differenziert sich aus im 
Hinblick auf soziale Positionen, Lebenslagen und 
Lebensstile. Der technologische Wandel und die 
Digitalisierung verändern die Berufswelt, keiner 
weiß genau in welche Richtung und mit welchen 
Konsequenzen. Der demografische Wandel wird 
– insbesondere durch zunehmenden Mangel an 
Ausbildungs- und Pflegekräften – in seinen ersten 
Ausprägungen spürbar. In den kommenden Jahren 
drohen in dessen Folge massive Auswirkungen auf 
die sozialen Sicherungssysteme, manche prognos-
tizieren gar deren Zusammenbruch. Migration und 
Einwanderung bewirken gesellschaftliche Verände-
rungen, deren vielfältigen Aspekte kaum jemand 

Warum Wahlkämpfe nicht 
(mehr) ausreichen 
Mit Wahlsiegberatung zum Erfolg 

Autoren Gwendolyn Jungblut, Achim Moeller

im Blick hat: Humane, juristische, soziale, gesell-
schaftliche, politische, finanzielle, bildungspoliti-
sche, wirtschaftliche, internationale, entwicklungs-
politische, kulturelle, sicherheitsbezogene sowie 
persönliche Nutzen- und Nachteilsaspekte.

Ungewissheit verbreitet sich: Was stimmt und 
was nicht? Zukunft stand einst für Hoffnungsver-
sprechen, heute fragen sich viele Menschen: „Was 
kommt noch auf uns zu?“ Für viele gilt Zukunft 
nicht als das bessere Morgen, sie hat vielmehr die 
Wirkung eines kaum zu bewältigenden Szenarios, 
in dem sich vorhandene Probleme potenzieren und 
zusätzliche unüberschaubare Herausforderungen 
drohen. Das Grundversprechen der Demokratie auf 
Gestaltbarkeit verändert sich zu der Sicht, dass der 
Einfluss der Parlamente schrumpft, während die 
Macht einflussreicher Lobbygruppen und das Pro-
fitbedürfnis der Eigentümer großer Kapitalvermö-
gen zuverlässig wächst. Deutsche Unternehmensgi-
ganten betrügen Staat, Kunden und Anleger. Insti-
tutionen und Informationen begegnen wachsender 
Skepsis: Kann man der Presse noch glauben? Was 
sind Fakten, was fake news? Wie vertrauenswürdig 
sind Parteien, Organisationen, Regierungen, Politi-
ker, Verbände, Unternehmen?

Die Unsicherheit greift um sich. Das ist die Kon-
sequenz aus den zuvor geschilderten Entwicklun-
gen in Verbindung mit persönlichen Erwägungen: 
Kann ich meinen Lebensstandard halten? Behalte 
ich meinen Job, wenn alles digitalisiert wird? Wird 
meine Rente später reichen? Wie werden sich Woh-
nungsnot, Armut und zunehmende Ungleichheit 
auswirken? Zum ersten Mal seit mehreren Jahr-
zehnten werden Menschen nicht mehr von der 
Hoffnung angetrieben, ihre Kinder sollten es besser 
haben als sie selbst. Vielmehr werden sie von der 
Furcht getrieben, es könne ihnen schlechter gehen, 
der Status quo könne nicht zu halten sein.

Was das alles mit Wahlen zu tun hat? Wir er-
wähnten vorhin die Notwendigkeit der Auseinan-
dersetzung mit Realität. Und zwar der Realität, wie 
sie von vielen Menschen wahrgenommen wird. Die 
oben skizzierte Stimmungslage trifft nicht auf alle 
Teile der Bevölkerung zu, umfasst aber eine große 
Mehrheit der Menschen in Deutschland, darunter 
viele ehemalige/potenzielle SPD-Wähler. Sie haben 
das Gefühl, dass nicht genug für sie getan wird. 
Anders ausgedrückt: Stimmungsverlust führt zu 
Stimmenverlust. 

In Anbetracht dieser Stimmungslage liegt auf der 
Hand, dass Wahlkämpfe bisherigen Zuschnitts nicht 

mehr ausreichend sind. Die geäußerten Trends und 
Entwicklungen machen vor den Kommunen nicht 
halt. Hier findet das unmittelbare Zusammenleben 
statt, hier wird die Abwanderung eines Unterneh-
mens in allen Auswirkungen sichtbar, hier zeigt sich, 
ob die Integration von Menschen aus verschiede-
nen Herkunftsländern gelingt. Zugleich genießt das 
kommunale Wirkungsfeld im Vergleich zu anderen 
politischen Ebenen ein hohes Ansehen, denn:

• Ergebnisse sind alltagssichtbar,
• Verantwortliche sind ansprechbar,
• örtliche Lösungen machen Politik anschaulich 

und schaffen Vertrauen.

Ein wichtiger Bestandteil von Wahlsiegberatung 
ist, Entwicklungen und Stimmungen gemeinsam 
mit den Entscheidungsträgern vor Ort auszuloten 
und Lösungen aufzuzeigen, wie sie den kommu-
nalen Vertrauensvorschuss für sich nutzen kön-
nen. Wir ermuntern sie, sich zu unterscheiden 
und sich dabei auf das eigene politische Gespür 
und Gehirn zu verlassen anstatt auf die Vorgaben 
überteuerter Werbeagenturen oder den Allheil-
mittelversprechen mancher Social-Media-Illusio-
nisten. Wer Wahlen gewinnen will, muss sich von 
der Überzeugung verabschieden, dass einzelne 
Instrumente oder Tools wahlentscheidend sind. 
Wir predigen keinesfalls deren Verzicht. Wir emp-
fehlen allerdings, sich die Begrenztheit einzelner 
Wahlkampfmittel bewusst zu machen und sie im 
Hinblick auf Einsatzart und Einsatzintensität zu 
hinterfragen. In diesem Zusammenhang sind eini-
ge Wahrheiten unumgänglich:

Papier allein gewinnt keine Wahlen. Immer wieder 
kommt der Hinweis, man sei schließlich eine Pro-
grammpartei. Menschen werden jedoch überflutet 
mit Informationen, selektieren unterbewusst und 
nehmen nur das wahr, was ihr Interesse weckt. In 
diesem Wettbewerb um Aufmerksamkeit haben 
umfangreiche Belehrungstexte das Nachsehen. 
Programme dienen in erster Linie der Verortung 
von Kandidatinnen und Kandidaten sowie als Ar-
gumentationshilfe für Funktionäre und Wahlkampf-
helfer. Als Werbemedium sind sie nur dann geeig-
net, wenn sie fokussiert, anschaulich und auf das 
Wesentliche konzentriert sind. Der wiederkehrende 
Anspruch, „möglichst alle“ zu erreichen führt al-
lerdings häufig zu einer Verwässerung. Aus Angst, 
bestimmte Bevölkerungsgruppen außen vor zu las-
sen, werden ursprünglich prägnante Botschaften 
zu austauschbaren Programmsätzen geglättet, was 
auf Kosten des eigenen politischen Profils geht. 

Massenhaft versandte E-Mails allein gewinnen kei-
ne Wahlen. Angesichts einer regelrechten E-Mail-
Flut eigenen sich Mailings nur noch bedingt, um 
Wählerinnen und Wähler zu mobilisieren. Zudem 
haben sie häufig einen unpersönlichen Bittstellcha-
rakter, aus dem sich zentrale politische Botschaften 
nur mit einer gehörigen Portion Phantasie heraus-
destillieren lassen. 
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Soziale Medien allein gewinnen keine Wahlen. Sie 
werden auch von der politischen Konkurrenz ge-
nutzt. Diese inflationäre Überflutung schafft eine 
politische Unübersichtlichkeit, die eher verwirrt 
als aufklärt. Außerdem heißt „angeklickt“ oder 
„geliked“ nicht automatisch „gewählt“. „Shares“, 
„Comments“ und „Likes“ mögen den persönlichen 
Zahlenfetischismus befriedigen, sie bilden aber al-
lenfalls einen kurzfristigen Gemütsausschnitt ab, 
der keinen Schluss auf die wirkliche Stimmungslage 
einer breiten Mehrheit zulässt. Hinzu kommt die 
mangelnde Qualität vieler Beiträge, die eher ab-
stößt als begeistert. Es gilt zu bedenken, dass auch 
Soziale Medien Instrumente sind. Sie können Inhal-
te nicht ersetzen, sondern diese allenfalls transpor-
tieren. Kurz gesagt: 

Umfragen allein gewinnen keine Wahlen. Sie sind 
vergleichsweise teuer, bieten selten zusätzlichen 
Erkenntnisgewinn und vermitteln Scheinaktivität. 
Ketzerisch gefragt: Wenn schon Wahlniederlagen 
als drastischste Form des Wählerzeugnisses nicht 
zur Veränderung von Politik führen, welchen Nut-
zen sollen dann Befragungen haben? Häufig wird 
eingewandt, Umfragen dienten dazu, die Zukunfts-
vorstellungen der Menschen zu erfragen, um die 
eigene Politik danach auszurichten. Doch damit 
überschätzt man das Instrument und stellt zugleich 
die eigene Rolle unter den Scheffel. Warum soll-
ten Wählerinnen und Wähler die Politik aus ihrer 
Aufgabe entlassen, Antworten und Lösungen zu 
finden? 

Werbeagenturen allein gewinnen keine Wahlen. 
Es ist bemerkenswert, wie viel Geld Parteien für 
Wahlniederlagen ausgeben und welche überteu-
erten und zuweilen überflüssigen Leistungen sie 
sich aufschwatzen lassen. Wenn Werbeagenturen 
die politischen Botschaften vorgeben, ist das ein 
Armutszeugnis für die Parteien. Geradezu grenz-
wertig wird es, wenn Werbeagenturen an der Ent-
wicklung politischer Konzepte, die die Weichen für 
die Zukunft stellen, mitwirken. Wahlen und Partei-
en sind wesentliche Bestandteile unserer Demokra-
tie, Werbeagenturen nicht. Sie sind allenfalls dazu 
da, politische Konzepte, die von einer Partei selbst 
entwickelt werden, professionell bildgebend um-
zusetzen.

Parteien allein gewinnen keine Wahlen. Politischen 
Parteien wird immer weniger Glaubwürdigkeit zu-

geschrieben, was insbesondere der SPD zu schaffen 
macht. Denn an sie wurden immer höhere Maßstä-
be angelegt als an andere Parteien. Doch wenn die 
Glaubwürdigkeit schwindet, das Image diffuser und 
der Markenkern schwächer wird, gehen Rückhalt 
und Zustimmung in der Bevölkerung verloren. Wir 
erleben diese Entwicklung derzeit bei Sozialdemo-
kraten beziehungsweise Sozialisten in Frankreich, 
den Niederlanden, Italien, Griechenland, Israel, in 
der Türkei etc. In Österreich nannte Sebastian Kurz 
seine ÖVP auf einmal „Bewegung“, in den USA 
konnte Donald Trump gegen seine eigene Partei 
zum Präsidenten gewählt werden. Personen, Stim-
mungen und Ideen haben eine wesentlich stärkere 
Zugkraft als Parteien, die sinkende Zahl unbeirrbarer 
Stammwähler ist hierfür geradezu symptomatisch. 

Es wird also notwendig, Routinen zu hinterfra-
gen und neue Antworten zu finden. Wir müssen 
auf die Elemente setzen, die wirkungsvoll sind und 
langfristig zur Wiederherstellung verloren gegan-
genen Vertrauens beitragen. Für kommunale Wahl-
kämpfe bedeutet das nicht nur Herausforderungen, 
sondern vor allem Chancen. Um diese Ausgangsbe-
dingungen für den eigenen Wahlerfolg zu nutzen 
empfehlen wir folgende Konzeptionsschritte:

1. Sie (=Kandidatinnen und Kandidaten) verstehen 
sich als Führungspersönlichkeiten.
2. Sie stellen ihre Glaubwürdigkeit durch Kompe-
tenz, Werte und bisherige Leistungen unter Beweis.
3. Sie kennen die Stimmungen in der Stadt, wis-
sen worüber die Menschen reden und welche 
Themen ihnen besonders wichtig sind.
4. Sie können ein attraktives Zukunftsbild ihrer 
Kommune/ihres Ortsteils aufzeigen.
5. Sie kennen die Zahlen, Fakten und Zusammen-
hänge der Kommune, können diese nachvollzieh-
bar auf den Punkt bringen und hieraus Themen 
ableiten.
6. Durch persönliche Leidenschaft, eine unver-
wechselbare Ausstrahlung und begeisternde Spra-
che können sie Menschen mitreißen. 
7. Die Partei ist organisatorisch gut aufgestellt, hat 
ein klares Profil und ist in der Lage, Menschen da-
für zu mobilisieren.
8. Die eigene Partei wird im Vergleich zu anderen 
als begehrenswerteste Alternative wahrgenommen.  
Was sind hierbei die Geheimnisse von Wahler-
folgen? Ganz einfach: Die Verzahnung der ge-
nannten Punkte. In einem Ko-evolutiven Prozess 
analysieren wir gemeinsam mit Kandidatinnen 

und Kandidaten sowie Wahlteammitgliedern die 
Situation vor Ort. Aus Stimmungs-, Bedürfnis- und 
Strukturanalysen in Verbindung mit persönlichen 
Stärkenprofilen filtern wir zentrale Themen, Bot-
schaften und Slogans heraus. Wir machen die 
kandidierenden Personen fit für ihren Wahlkampf 
und ihre künftige Führungsaufgabe. Auf Basis 
persönlicher Stärkenprofile entwickeln wir Anker-
punkte für die Imageprägung und gleichzeitig für 
den roten Faden des Wahlkampfes. Wir unterstüt-
zen die Partei vor Ort bei ihrer Profilbildung und 
erstellen Differenzanalysen zur Unterscheidung 
von politischen Mitbewerbern. 

Kernstück ist die gemeinsame Strategieentwick-
lung, die nicht nur als Grundlage des Wahlkampfes 
dient, sondern auch eine langfristige Entwicklungs-
orientierung für die Kommune und die Partei be-
inhaltet. Wahlsiegberatung geht über die üblichen 
Leistungen einer Werbeagentur hinaus, weil sie 
Strategieentwicklung, Mobilisierung der Partei, in-
haltlichen Diskurs, politische Personalentwicklung 
sowie die Imageprägung des Spitzenkandidaten 
miteinander in Einklang bringt. Politische Wahler-
gebnisse prägen sich, abgesehen von unvorher-
gesehenen dramatischen Ereignissen, rund ein bis 
eineinhalb Jahre vor dem Wahltermin. Und Glaub-
würdigkeit lässt sich nicht in einem Rutsch, sondern 
nur schrittweise aufbauen. 

Jede Wahl ist ein Unikat. Heutige Erfolgsprinzi-
pien müssen mit den besonderen Ausprägungen 
vor Ort kombiniert werden. Dies erfordert Denkar-
beit, Kreativität, Sprachgefühl, Stimmungssensibili-
tät und einen ständigen Blick auf gesellschaftliche 
Veränderungen verbunden mit langjährigem Erfah-
rungswissen und politischem Gespür. Kommunale 
Wahlsiegberatung lässt sich also wie folgt charak-
terisieren: Wissen, was wirkt. Zeigen, wie’s geht.

Gwendolyn Jungblut 
The Leadership, Agentur für Führung, 
Strategie und Wahlerfolge  
 
 
 
Achim Möller 
The Leadership, Agentur für Führung, 
Strategie und Wahlerfolge 
 
www.theleadership.de

zfm • Seit 25 Jahren Personalberatung für Verwaltungen und kommunale Unternehmen 
www.zfm-bonn.de

Überlassen Sie die Besetzung 
von Führungspositionen nicht dem Zufall …

„
“

– Edmund Mastiaux, Inhaber
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Die Bedeutung des Internets  
im Kommunalwahlkampf 
Was neben den Hausbesuch kommt

Autor Leif Neugebohrn

W ahlkampf hat sich verändert. Es reicht 
heute nicht mehr, Plakate zu kleben 
und aufzuhängen, Flyer zu verteilen, 

Infostände und Veranstaltungen zu organisieren 
und bei Podiumsdiskussionen teilzunehmen. Nicht 
nur das Kommunikationsverhalten der Menschen, 
sondern unsere gesamte Gesellschaft hat sich in 
den vergangenen Jahren radikal gewandelt. Ein 
Wahlkampf wie vor zehn oder 15 Jahren kann also 
nicht mehr funktionieren. Wir leben im Online-Zeit-
alter – also muss auch der Kommunalwahlkampf 
online stattfinden.

Das Internet ist das einzige Massenmedium
Im Wahlkampf geht es darum, viele Menschen zu 
erreichen. Im Gegensatz zur Wirtschaft können 
wir uns im politischen Marketing die Zielgruppen 
nur sehr bedingt aussuchen. Gerade wenn eine 
Partei den Anspruch einer allgemeinen Vertretung 
der Menschen hat, also Volkspartei sein möchte, 
muss sie so viele Wahlberechtigte wie möglich 
ansprechen. Die Aufgabe von Wahlkämpferinnen 
und Wahlkämpfern ist es also, sich Mittel und We-
ge zu suchen, viele Menschen zu erreichen. 

Dabei gibt es aber etliche Dinge, die uns den 
Wahlkampf schwer machen – meistens vor allem 
die beiden Ressourcen, die uns am wenigsten zur 
Verfügung stehen: Geld und Zeit. Prinzipiell ist es 
möglich, auch mit Infoständen und Veranstaltun-
gen die Mehrheit der Bevölkerung zu erreichen. 
Der Aufwand wäre aber enorm. Ein klassischer 
Infostand funktioniert gerade im Kommunal-
wahlkampf nur sehr schleppend.  In den kleine-
ren Kommunen fehlt es beispielsweise schlicht 
an passenden Orten dazu. Häufig treffen wir mit 
unseren Infoständen immer wieder auf dieselben 
Menschen.

Die lokalen Medien, also Zeitungen, Anzeigen-
blätter und vielleicht auch das Radio, kämpfen 
seit vielen Jahren mit schwindenden Auflagen 
und Reichweiten. Wer liest heute wirklich noch 
eine Zeitung? Gerade die Menschen, die wir als 
Sozialdemokraten erreichen wollen, sind es häufig 
nicht mehr. Lokalzeitungen sind schon lange kein 
Massenmedium mehr.

Ganz im Gegensatz zum Internet! Das Internet 
ist inzwischen das einzige verbliebende Massen-
medium, welches wirklich flächendeckend alle 
Teile der Gesellschaft erreicht – jung bis alt. Über 
90 Prozent der Bevölkerung nutzt in Deutschland 
das Internet regelmäßig. Sobald Deine Kommune 

so groß ist, dass Du nicht persönlich mit Hausbe-
suchen die Wählerinnen und Wähler regelmäßig 
besuchen kannst, bist Du also auf das Medium 
Internet zwingend angewiesen.

„Man kennt mich hier ...“
Gerade in der Kommunalpolitik ist ein persönlicher 
Kontakt zu vergleichsweise vielen Menschen vor 
Ort noch gut möglich. Deshalb haben viele Kom-
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker schnell 
den Eindruck, sie seien in ihrer Kommune den meis-
ten Wählerinnen und Wählern bekannt. Der oft ge-
hörte Satz lautet hier „Man kennt mich hier doch, 
ich bin hier seit 30 Jahren aktiv...“. 

Aber Achtung! Dies ist ein gefährlicher Trug-
schluss. In jeder Kommune gibt es eine Art Fil-
terblase von Menschen, die sich aktiv am öffent-
lichen Leben beteiligen. Diese Menschen kennen 
die Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoli-
tiker tatsächlich meistens. Deren Zahl reicht aus, 
dass man beim Einkauf im Supermarkt oder beim 
Gang über den Markt kontinuierlich angespro-
chen wird und so ein Eindruck von Bekanntheit 
entsteht. Die breite Masse der Menschen aber hat 
keine Ahnung, wer sich in der Kommunalpolitik 
engagiert. Selbst langjährige Bürgermeisterinnen 
und Bürgermeister sind häufig der Mehrheit in der 
Kommune völlig unbekannt. 

Das bedeutet: Egal wie bekannt man zu sein 
scheint, es führt für einen erfolgreichen Wahl-
kampf kein Weg um eine massenwirksame Öf-
fentlichkeitsarbeit. Wir müssen raus aus der Filter-
blase. Das Internet mit seinen vielfältigen Kanälen 
ist hier das ideale Medium. 

Neue Zielgruppen
Ein weiteres Argument spricht für das Internet. Wir 
erreichen hier nicht nur besonders viele Menschen 
– sondern auch Zielgruppen, die wir offline kaum 
mehr ansprechen können. Hier meine ich beson-
ders die Berufstätigen und die Pendler. Senioren, 
Jugendliche oder andere, spezialisierte Zielgrup-
pen, lassen sich meistens auch relativ leicht offline 
erreichen. Hier gibt es genügend Orte und Gele-
genheiten. Wer aber gerade im Hamsterrad des 
Jobs steckt, jeden Tag pendeln muss und abends 
dann die Familie zuhause wartet, nimmt meist im-
mer weniger am Leben einer Kommune teil. Dazu 
fehlt schlicht die Zeit. Diese große und wertvolle 
Zielgruppe hat wenig Interesse an Veranstaltungen 
oder ähnlichen Formaten der politischen Öffentlich-

keitsarbeit. Das Smartphone haben diese Menschen 
aber immer dabei! Über das Internet können wir 
so auch eine Zielgruppe erreichen, die es uns sonst 
sehr schwer macht. 

Online-Marketing darf nicht
separat gedacht werden
Das Internet ist schon lange Teil des Alltags. Wir 
gehen heute nicht mehr bewusst online, wir sind 
online. Jeden Tag, immer. Ob über das Smartphone, 
den Computer oder auch zunehmend über Smart 
Watches und den Fernseher, das Internet ist einfach 
selbstverständlicher Teil unseres Lebens. 

Eine Strategie, die Online-Marketing nun als se-
parates, abgetrenntes Feld betrachtet, kann also 
nur scheitern. So selbstverständlich das Internet 
für uns heute ist, so selbstverständlich muss es 
in alle Bereiche des Wahlkampfes und der poli-
tischen Öffentlichkeitsarbeit integriert sein. Wir 
brauchen eine Gesamtstrategie aus einen Guss. 
Nur so können wir erfolgreich sein. Wenn in 
diesem Beitrag also eine Online-Strategie vorge-
stellt wird, dann in der Annahme, dass sie Hand 
in Hand mit allen anderen Bereichen des Wahl-
kampfes umgesetzt wird. Die Themen müssen die 
gleichen sein, die Sprache, die Art des Auftritts 
und das Timing sowieso. Es macht keinen Sinn, 
offline einen Schwerpunkt über Plakate, Flyer und 
Veranstaltungen zu setzen, der sich nicht exakt 
gleich getaktet online wieder findet. 

Was ist eigentlich Social Media?
Social Media wird vor allem als Sammlung verschie-
dener Netzwerke und Techniken wahrgenommen. 
Social Media hat aber zunächst nichts mit Technik 
zu tun. Social Media ist eine Kommunikationsform. 
Am besten lässt sich diese mit einem Wochenmarkt 
in einer Kleinstadt vergleichen. Hier gibt es viele 
Marktstände mit einem bunten Angebot. Die un-
terschiedlichsten Menschen kaufen hier ein, bum-
meln und flanieren über den Markt. Dabei treffen 
sie immer wieder auf bekannte Gesichter und fan-
gen an miteinander zu reden und zu tratschen. Ge-
schichten, Neuigkeiten und Gerüchte wabern über 
solch einen Markt und wenn man gerade mit einer 
Bekannten zusammensteht und redet kann es sein, 
dass man auch neue Menschen kennenlernt – ein-
fach, weil diese mit dem aktuellen Gesprächspart-
ner bekannt sind. Ein Wochenmarkt ist sehr kom-
munikativ, manchmal ein bisschen laut und etwas 
unübersichtlich. 

Stellen wir uns nun einmal vor, auf diesen Wo-
chenmarkt taucht nun ein Mensch auf, in steifen 
Businessklamotten. Er unterhält sich mit niemand, 
stellt sich aber auf ein kleines Podest und brüllt 
dann mit einem Megaphon irgendwelche schwer 
verständlichen Botschaften über den Markt. 
Wenn er dann fertig ist, achtet er kaum auf die 
Menschen, sondern versucht, schnell wieder zu 
verschwinden. Merkwürdig, oder? Leider ist dies 
– bildlich gesprochen – genau das Verhalten, was 
viele Politikerinnen und Politiker bei Facebook und 
Co. an den Tag legen. Sie sind nie Teil des Markt-
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platzes Social Media, sondern nutzen ihn nur für 
ihren Auftritt. Social Media ist Kommunikation 
pur. Facebook, Twitter & Co. sind nur die passen-
den Werkzeuge. Wir haben die Möglichkeit uns 
mit Menschen zu vernetzen, Inhalte zu teilen und 
zu diskutieren und an gesellschaftlichen Prozessen 
teilzuhaben. Dafür müssen wir aber ein Teil von 
Social Media sein und es nicht nur als Werbeplatt-
form nutzen. 

Die Grundstrategie für 
den Kommunalwahlkampf
Im Marketing und in der Politik braucht man im-
mer konkrete Ziele, für die man eine Strategie ent-
wickelt. Ein ganz grundsätzliches Ziel des Online-
Marketings im Wahlkampf könnte so aussehen: 
Eine möglichst große Zahl an Menschen von den 
Ideen und der Vertrauenswürdigkeit der Partei 
oder der Kandidatinnen und Kandidaten über-
zeugen und sie zu animieren, zur Wahl zu gehen. 
Dazu brauchen wir also verschiedene Elemente: 
Wir müssen erstens unsere Inhalte, Forderungen 
und Ideen präsentieren und sie so gestalten, dass 
Menschen sie gerne und einfach konsumieren 
können. Wir müssen zweitens dafür sorgen, dass 
die Menschen uns als Menschen kennenlernen 
können – nur so kann Vertrauen entstehen. Und 
wir müssen drittens eine große Reichweite erzie-
len. Dies ist die Grundstrategie für den Online-
Wahlkampf:
1. Wir benötigen eine Webseite, auf der wir alle 
Inhalte so publizieren können, wie es für uns nötig 
ist – in Form von Texten, Fotos und Videos. Diese 
Webseite dient uns als Zentrale, als Content Hub. 
Als Hub wird in der Technik- und Marketingwelt 
eine zentrale Schaltstelle bezeichnet. Der Content 
Hub ist also der Ort, an dem unsere Inhalte liegen 
und von dort in die verschiedenen Netzwerke und 
Kanäle verteilt – und geteilt – werden können. 
2. Die Social Networks Facebook und Instagram 
dienen dann sowohl der Verbreitung der Inhalte 
unserer Webseite als auch, um am Marktplatz So-
cial Media teilhaben zu können. Menschen kön-
nen uns hier kennenlernen, sich mit uns vernetzen 
und so mit der Zeit ein vertrautes Gefühl uns ge-
genüber entwickeln. So entsteht Vertrauen. 
3. Auf dem Social Network YouTube publizieren 
wir kleine, kurze Videos mit denen wir die Inhalte 
unserer Webseite anreißen und Menschen dazu 
bringen, diese dann auch anzuklicken. 
4. Mit bezahlter Reichweite und Werbung bei Fa-
cebook, Instagram, YouTube und Google sorgen 
wir für eine hohe, relevante Reichweite innerhalb 
unseres Wahlkreises – Zielgruppengenau. 

Webseite
Die Webseite ist der wichtigste Kanal des Online-
Marketings. Sie ist der einzige Kanal, der von al-
len Nutzerinnen und Nutzern des Internet erreicht 
werden kann und der einzige, der uns selbst ge-
hört. Hier haben wir den Raum und die Möglich-
keit, unsere Inhalte zu publizieren. Diese können 
wir so gestalten, wie es für unsere Zwecke gut 

und richtig ist. Ja, die Webseite hat ein Problem: 
Sie hat zunächst wenige Besucher. Daran können 
wir aber arbeiten. Wir können mit den Werkzeu-
gen der Suchmaschinenoptimierung die Seite bei 
Google sichtbar machen. Außerdem können wir 
die verschiedenen Social Networks mit ihrer gro-
ßen Reichweite nutzen, um Menschen auf unsere 
Seite zu locken. Die Webseite ist unsere Zentrale 
und unser Aushängeschild. Es ist extrem wichtig, 
dass sie technisch einwandfrei und auf dem neu-
esten Stand ist. Sie braucht ein ansprechendes, 
modernes Layout. Sie muss schnell, sicher und 
einfach zu bedienen sein.  Aber was für Inhal-
te sollten hier nun publiziert werden? Eine gute 
Webseite hat zwei Bereiche: 
1. Statische Unterseiten, auf denen grundsätzliche 
Themen behandelt werden. Hier könnt Ihr über 
die großen Oberthemen sprechen und Texte und 
Videos veröffentlichen, in denen Ihr beschreibt, 
was Eure Ideen zu den verschiedenen Politikbe-
reichen sind. Diese Inhalte sollten bereits vor dem 
Wahlkampf fertig sein. 
2. Artikel und Beiträge, die einzelne Aspekte der 
obigen Themen, aktuelle Fragen und Vorkomm-
nisse und Neuigkeiten behandeln. Diese können 
dann während des Wahlkampfes nach und nach 
veröffentlicht werden. Was auf Eure Webseite 
nicht gehört, sind Pressemitteilungen! Texte für 
die Webseite müssen eigens dafür produziert wer-
den und haben einen völlig anderen Stil als Presse-
mitteilungen. Die Inhalte sollten in einer einfachen 
Sprache verfasst sein, leicht zu lesen und sehr per-
sönlich und nahbar sein. Ideal ist hier das Format 
des Blogs!

Facebook
Das mit Abstand größte Social Network ist Fa-
cebook. Über 38 Millionen Menschen nutzen in 
Deutschland Facebook aktiv und regelmäßig – ei-
ne beeindruckende Zahl. Facebook ist somit ei-
gentlich eine regelrechte Pflichtsache für alle po-
litisch Engagierten. Wir haben zwei verschiedene 
Möglichkeiten, bei Facebook zu publizieren:
1. Die Facebook-Seite ist ein offizieller Kanal, ge-
schaffen für Unternehmen, Organisationen und 
Personen des öffentlichen Lebens. Die jeweilige 
Parteigliederung und Bürgermeisterkandidatinnen 
und -kandidaten sollten über eine Facebook-Seite 
verfügen. Hier werden die Inhalte der Webseite 
geteilt und weitere kleinen Postings, z.B. aktuelle 
Fotos, Statements und kleine Videos, verbreitet.
2. Das Facebook-Profil ist für alle Menschen ge-
dacht, also z.B. die vielen Ehrenamtlichen und die 
einzelnen Ratskandidatinnen und -kandidaten. 
Aber auch die Spitzenkandidaten sollten neben 
ihrer Facebook-Seite immer auch ein Profil pfle-
gen. Das Facebook-Profil ist viel privater, kommu-
nikativer und unmittelbarer. Kontakte werden hier 
Freunde genannt, man kann in Gruppen interagie-
ren und mit vielen Menschen chatten. 

Um im obigen Vergleich zu bleiben: Die Face-
book-Seite sind auf unserem Marktplatz die ein-
zelnen Stände, die Facebook-Profile sind die vielen 

Menschen auf dem Markt, inkl. der Menschen, die 
hinter den Ständen stehen. 

Instagram
Instagram gehört zum Facebook-Konzern und ist 
ein Netzwerk, was sich komplett auf Fotos und 
sehr kurze Videos konzentriert. Für uns ist Insta-
gram deshalb so wichtig, weil wir hier Jugendliche 
und Nutzer bis ca. 25 erreichen – und diese sind 
eher weniger auf Facebook anzutreffen. Instagram 
eignet sich aber nur sehr bedingt für politische Bot-
schaften. Schöne und hochwertige Fotos sollten 
hier immer im Vordergrund stehen und die Politik 
gut verpackt werden. 

YouTube
YouTube ist ein reines Videonetzwerk und wird von 
nahezu allen Nutzerinnen und Nutzern des Inter-
nets verwendet. Das macht es so attraktiv. Hier 
können wir Videos außerdem hochladen um sie 
danach auf unserer Webseite einzubinden. Das ist 
sehr praktisch. Allerdings ist es sehr schwer, hier 
eine große Reichweite zu bekommen. Dafür brau-
chen wir dann Geld.

Bezahlte Reichweite
Sogenannte Organische Reichweite ist immer am 
besten. Sie kostet nichts und hat die größte Wir-
kung. Aber die organische Reichweite ist schwer 
zu bekommen und meistens nicht besonders hoch. 
Damit unser Engagement im Internet Sinn ergibt 
brauchen wir bezahlte Reichweite. Wir kommen 
nicht um das Schalten von Werbeanzeigen herum. 
Dafür können wir Beiträge auf Facebook und Ins-
tagram bewerben, Videos bei YouTube einblenden 
lassen und auf unzähligen Webseiten Werbeban-
ner einblenden lassen. Onlinewerbung ist nicht bil-
lig – aber im Vergleich zu Zeitungs-, Radio- oder 
gar Fernsehwerbung noch immer sehr preisgünstig. 
Außerdem ist sie deutlich wirkungsvoller und man 
kann den Erfolg und die Reichweite viel besser kon-
trollieren. Im Wahlkampf ist also ein großes Budget 
für Onlinewerbung unbedingt nötig.

Fazit
Online-Wahlkampf zwingt uns, mit neuen Kommu-
nikationsformen und vor allem mit viel Technik zu 
arbeiten. Social Media bringt uns den Menschen so 
nahe, dass wir uns viel mehr mit ihnen beschäfti-
gen müssen. Online-Marketing macht also viel Ar-
beit. Es lohnt sich aber! Wir haben die Chance, viel 
mehr Menschen deutlich wirkungsvoller als zu vor 
zu erreichen – und das immer und immer wieder. 
Bürgernahe Politik ohne das Internet? Ist nicht mehr 
vorstellbar.

Leif Neugebohrn 
Kommunikationsberater 
 
 
www.ueberzeugungsarbeit.de
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N iemals zuvor gab es in einem Koali-
tionsvertrag auf Bundesebene eine 
Verankerung des Konnexitätsprinzips: 

„Wer bestellt, bezahlt“, heißt es dort, mit dem 
Zusatz: „Das ist der Grundsatz allen politischen 
Handelns der Koalitionspartner.“ Bereits in der 
vergangenen Legislaturperiode haben alle Spit-
zenverbände anerkannt, dass wir die finanziellen 
Spielräume der Kommunen um rund 60 Milliar-
den Euro erweitert haben. Auch deshalb haben 
die Kommunen Überschüsse erzielt und Schulden 
abbauen können. Doch hinter den guten Zahlen 
stehen sehr unterschiedliche Wirklichkeiten. Das 
wissen wir. Auch in diesem Koalitionsvertrag wer-
den zahlreiche Leistungen fortgeschrieben. Keine 
Selbstverständlichkeit und eine Rechtfertigung 
des Anspruchs der SPD-Bundestagsfraktion, An-
wältin der Kommunen im Bund zu sein. 

Allein der Blick zurück gibt keine Antwort auf 
die Politik von morgen. Was sind die zentralen 
Herausforderungen, auf die wir Antworten ge-
ben müssen? Die zentrale soziale Frage unserer 
Zeit ist die Wohnungspolitik: Wie schaffen wir 
bezahlbaren Wohnraum und ermöglichen Mie-

Bundespolitik gibt 
Rückenwind
Die SPD-Bundestagsfraktion ist die Anwältin der 
Kommunen – die von vielen Maßnahmen profitieren. 
Ein Überblick über politische Vorhaben 

Autor Bernhard Daldrup

terinnen und Mietern, geschützt in den eigenen 
vier Wänden zu leben? Wir starten eine Offensive 
für mehr bezahlbaren Wohnraum. Wir investie-
ren zusätzlich 2,5 Milliarden Euro für den sozia-
len Wohnungsbau, um angespannte Wohnungs-
märkte in den Städten zu entlasten. Wir ändern 
das Grundgesetz, damit der Bund dauerhaft Ver-
antwortung bei der sozialen Wohnraumförde-
rung übernehmen kann. Auch das Baukindergeld 
wird zu einer Erhöhung der Wohneigentumsquo-
te führen. Die Kommunen erhalten neue Instru-
mente, um dafür zu sorgen, dass brachliegendes 
Bauland tatsächlich bebaut wird. Mieterrechte 
werden gestärkt. Angefangen von der Mietpreis-
bremse bis zur Begrenzung von Mieterhöhungen 
und der Umlage von Modernisierungskosten 
reicht die Palette. 

Stadtentwicklung und Dorferneuerung sind für 
uns zwei Seiten einer Medaille. Die SPD-Bundes-
tagsfraktion setzt sich für die Städte und den länd-
lichen Raum ein. Wir setzen die Städtebauförde-
rung gezielt für die Revitalisierung von Stadt- und 
Ortskernen ein und stellen allein dafür im Haushalt 
2018 rund 800 Millionen Euro zur Verfügung.

Geld allein ist nicht alles. Wir wollen, dass unse-
re Bürgerinnen und Bürger in ganz Deutschland 
gute Lebensbedingungen haben. Heute fallen sie 
sehr auseinander: Ob im Ruhrgebiet oder Mün-
chen, der Lausitz oder Hamburg, im Saarland oder 
Düsseldorf – die Lebensbedingungen sind sehr 
unterschiedlich. Mit einer Kommission zur Schaf-
fung gleichwertiger Lebensverhältnisse und dem 
eigenen Kommunalausschuss wollen wir unseren 
Beitrag leisten, damit mehr Gerechtigkeit auch 
zwischen Regionen und Städten entsteht. Alt-
schulden und Soziallasten verhindern Zukunftsin-
vestitionen und gute Daseinsvorsorge. Das wollen 
wir ändern! Die „Kommission Gleichwertige Le-
bensverhältnisse“ wird bis Herbst 2020 konkrete 
Vorschläge erarbeiten.

Ausbau der digitlen Infrastruktur
Zukunftsorientierung verlangt eine moderne digi-
tale Infrastruktur in Stadt und Land. Mit zusätz-
lich 2,4 Milliarden Euro stärken wir nochmals den 
Ausbau eines flächendeckenden Glasfaser- und 
hochleistungsfähigen Mobilfunknetzes – es soll 
bis 2025 überall vorhanden sein. Das Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsgesetz schrauben wir auf 
jährlich eine Milliarde Euro hoch – von bisher 330 
Millionen Euro. 

Weil Herkunft nicht gleich Zukunft sein darf, 
investieren wir in den Bildungssektor. Gute Bil-
dung bedeutet bessere Lebenschancen, also mehr 
Gerechtigkeit. Damit der Bund seiner Aufgabe 
gerecht werden kann, schaffen wir das Koopera-
tionsverbot ab und starten eine neue Investition-
soffensive für Schulen und Kitas im ganzen Land. 
Mit dem Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung 
im Grundschulalter helfen wir Kindern und Fami-
lien. Wir wollen eine geschlossene Bildungskette 
von Beginn bis zum Abschluss. 

Wir werden die Grundsteuer modernisieren und 
wollen die Einnahmen der Kommunen verbessern. 
Deshalb erhalten die Länder ab 2020 jährlich  fast 
zehn Milliarden Euro mehr aus der Neugestaltung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Davon müs-
sen auch die Kommunen profitieren, um wieder 
mehr Personal zu beschäftigen und notwendige 
Investitionen leisten zu können. Der Investitions-
stau ist vielerorts mit Händen greifbar, wir dürfen 
aber nicht länger von der Substanz zehren. 

Die SPD-Bundestagsfraktion ist die Anwältin 
der Kommunen und stellt dies unter Beweis. Ganz 
konkret.

V.i.S.d.P.:  
Carsten Schneider, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer,  
Platz der Republik 1, 11011 Berlin, Tel.: (030) 227-744 20,  
carsten.schneider@spdfraktion.de

2,5 Milliarden Euro gibt es zusätzlich für den sozialen Wohnungsbau, um die angespannten Wohnungsmärkte zu entlasten. 
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Bernhard Daldrup, MdB,  
ist Sprecher der Arbeitsgruppe Bau, 
Wohnen, Stadtentwicklung  
und Kommunen
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Belanglos, nett, 
frei von Profil... so fehlen 

Stimmen für das Ziel.

Wahl verloren? Schade. 
Denn Sie hatten leider nur 

eine Werbeagentur.

Das Papier war bunt bedruckt,
 doch hat es keiner angeguckt.

Wer weiter macht 
so wie bisher, 

hat bald schon 
keine Wähler mehr.

www.theleadership.de

WISSEN, WAS WIRKT. ZEIGEN, WIE’S GEHT.

MIT UNS KÖNNEN SIE WAHLEN SOGAR GEWINNEN.

IHRE STRATEGIE IST FALSCH
Warum sonst geben Sie so viel Geld für Wahlniederlagen aus?

Wahlerfolg in Pattensen 
Aus der Perspektive einer Bürgermeisterin 

Autorin Ramona Schumann

I ch begebe mich mit diesem Artikel ein wenig 
auf Zeitreise. Denn das, was ich beschreibe, 
hat maßgeblich mit meinem Bürgermeisterin-

nenwahlkampf im Jahr 2014 zu tun. Ich bin nun 
gebeten worden ein paar der Erfolgsfaktoren für 
Kommunalwahlen, die aus meiner Sicht ausschlag-
gebend waren, aufzuschreiben. Here we go:

Top 1: Die Kandidatin/der Kandidat
Ich weiß, es ist im Kommunalen immer schwieri-
ger geeignete Kandidatinnen/Kandidaten für bei-
spielsweise Bürgermeisterämter zu bekommen. 
Auch, wenn die Suche sich mittlerweile schwie-
rig gestaltet, sollten bei der Wahl der Kandidatur 
auch bestimmte Eigenschaften einfach geklärt 
sein. Wie gut kann die Person auf Leute zuge-
hen? Wie ist ihre Vernetzung in der Stadtgesell-
schaft? Wofür steht die Kandidatin/der Kandi-

dat? Welches Fachwissen kann sie/er einbringen? 
Was sind die Stärken und was die Schwächen? 
Ich habe für mich den Gegenentwurf als einen 
Erfolgsfaktor ausgemacht. Mein Vorgänger war 
insgesamt 18 Jahre im Amt. Auch meine Gegen-
kandidaten waren Herren – zum Teil wesentlich 
älter als ich. Ich war 34 Jahre alt, als ich in den 
Wahlkampf ging. Ich bin Mutter von zwei Kin-
dern, getrennt lebend und bringe die berufliche 
Qualifikation einer Beamtenlaufbahn mit. Mein 
größtes Manko war: Ich bin eine Zugezogene 
und das in einer als eher konservativ geltenden 
Kleinstadt in Niedersachsen.

Tipp 1: Die Stärken und Schwächen offenlegen
Nehmen wir an, alles läuft gut – das Team ist gut 
aufgestellt, die Rückmeldungen sind durchweg po-
sitiv; und plötzlich zaubert der politische Gegner 

etwas aus dem Hut, was keiner im Blick hatte, aber 
den Blick auf die Kandidatin oder den Kandidaten 
erheblich negiert. Hektisch muss ein Wording für 
den vermeintlichen Makel gefunden werden – der 
in einer anderen Situation vielleicht keiner ist. Im 
schlimmsten Fall gerät man in eine Offensive. Das 
schürt Misstrauen. Daher: Besser vorher alles auf 
den Tisch, was sensibel ist oder kritisch werden 
könnte und eine Strategie entwickeln wie man da-
mit umgehen will.

Tipp 2: Ruhe bewahren
Nichts ist schlimmer, als sich in Gefechte zu verstri-
cken, die man nicht gewinnen kann. Der Umgang 
mit Gerüchten oder Internettrollen gehört dazu. 
Ich empfehle sich affine Mitstreiter zu suchen, die 
sich derer annehmen ohne, dass der Kandidat/die 
Kandidatin darauf direkt reagieren muss. Persönli-
che Angriffe sind anstrengend und aufreibend. Ab 
und zu ein offenes Ohr (vielleicht von erfahrenen 
Wahlkämpfern), hat mir geholfen die Situation zu 
analysieren und auszuhalten. 

Tipp 3: Programm, Stadt und Kandidat/Kandidatin 
passen zusammen
Kein Mensch kann sich über Wochen oder gar Mo-
nate verstellen. Es hat sich nach meinem Empfinden 

Anzeige
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bewährt, offen auch mit den eigenen Vorlieben 
umzugehen. Das macht die Person und damit auch 
die dahinter stehende Institutionen glaubwürdig. 
Authentizität ist ein wesentlicher Schlüssel. Sicher-
lich muss man sich auch mal gegen die eine oder 
andere Spitze wappnen, aber im Grunde wissen 
die Menschen es zu schätzen, wenn man mit ihnen 
hier offen und ehrlich umgeht. 

Tipp 4: Ruhephasen
Als Kandidatin/Kandidat steht man unter perma-
nenter Beobachtung. Es ist nicht damit zu rechnen, 
dass Müdigkeit unerkannt bleibt. Plant genug Pha-
sen der Ruhe und auch die Möglichkeit ein, sich in 
einem geschützten Rahmen außerhalb von Partei/
Wahlkampf/Stadtgesellschaft zu sortieren. Dazu 
gehört auch elektronische Kommunikation. Digital 
detox – also eine internetfreie Zeit – hat sich für 
mich bewährt. Auch heute nutze ich die Urlaube, 
um alle Medien abzustellen. Mir hat auch immer 
das Treffen mit Freundinnen oder der Familie, die 
woanders lebt, sehr geholfen. Ein regelmäßiges Er-
den hat sich für mich bewährt.

Top 2 Die Story und das Zeitmanagement
Zu einer Kandidatur entschließt man sich nicht aus 
einer Laune heraus. Man entwickelt eine Idee – 
eine Vision – für die Amtszeit, die man anstrebt. 
In meinem Fall, war es der Wunsch nach einem 
„Masterplan“ für die städtische Entwicklung. Die 
Kommunen in Deutschland stehen vor der Heraus-
forderung, mit immer weniger Ressourcen immer 
mehr Aufgaben bewältigen zu müssen. Die Frage, 
die ich im Wahlkampf gestellt habe: Wie würden 
wir unsere Stadt organisieren, wenn wir sie neu 
gründen würden. Um dieses Thema kreiste mein 
ganzer Wahlkampf.

Tipp 1: Nicht zu viele Themen
Keine/r kann alles wissen und beantworten. Ziel ist 
es die Themen, mit denen man verbunden werden 
will, vernünftig aufzuarbeiten und sie fortlaufend 
zu kommunizieren. Die Erwartungshaltung, dass 
einmal Gesagtes dauerhaft hängen bleibt, ist ein 
Trugschluss. Mein Ziel hatte ich erreicht, als der 
Gegner die Themen fortlaufend aufgriff und kri-
tisierte und ihnen damit eine höhere Reichweite 
verschaffte. Das Schlagwort „integriertes Stadtent-
wicklungskonzept“ war damit unauslöschbar mit 
meinem Namen verknüpft.

Tipp 2: Schwierige Themen nicht umgehen
Sogenannte Verliererthemen, also Themen, bei de-
nen nicht etwas Positives heraus kommen kann, 
lassen sich nicht immer vermeiden. Hier hat mir ge-
holfen, nicht alleine diskutieren zu müssen. Manch-
mal entwickelt sich ein solches Thema für einen 
Selbst auch zum Gewinnerthema, allein aufgrund 
der Tatsache, dass man sich der Diskussion nicht 
entzieht. Viele Bürgerinnen und Bürger wissen es zu 
schätzen, wenn man sich stellt. Voreingenomme-
ne Menschen erreichen zu wollen, ist aber etwas, 
wofür man mehr Zeit braucht, als der Wahlkampf 

zulässt. Im Internet haben diese Diskussionen noch 
einmal eine ganz andere Qualität. Für mich hat sich 
bewährt, diese Gespräche aus dem Netz zu ziehen 
und eine Gesprächsreihe anzubieten. Heute setze 
ich das in den Bürgersprechstunden fort.

Tipp 3: Die Story visualisieren
Ein Wahlkampf ohne Internet ist heutzutage un-
denkbar. Nur noch ein geringer Teil der Bevölkerung 
liest die Tageszeitung. Es wird immer schwieriger, 
den Inhalt ganzer Texte an die Bevölkerung zu brin-
gen. Kleine Videosequenzen, Bilder-Galerien und 
mit wenig Text versehene Kernaussagen, bedürfen 
etwas Übung. Aber Obacht: Auch hier ist Authenti-
zität das Schlüsselwort. Wem diese Medien keinen 
Spaß machen, dem merkt man das an. Im Zweifel 
lieber ein Team für diesen Bereich finden und auch 
offen kommunizieren, dass es von einem Team be-
gleitet wird, anstatt halbherzig damit umzugehen. 
Lustlosigkeit spürt die Community. Ignoranz oder 
Häme sind keine guten Wahlkampfunterstützer. 

Top 3 Online – geht nicht ohne 
offline Kommunikation
Als Kandidat/Kandidatin steht man in einem per-
manenten Spannungsverhältnis der Erwartungen. 
Je nach Ausgangssituation haben Partei, Stadtge-
sellschaft und Weitere feste Erwartungshaltungen, 
Zu- oder Abneigungen, die überwunden oder ver-
stärkt werden müssen. Auch, wenn wir es nicht 
gerne lesen und hören, aber auch das Geschlecht, 
das Alter und der familiäre Hintergrund spielen 
hierbei eine Rolle in der Bewertung. 

Tipp 1: Zielgruppenkommunikation
Je nach Medium verfasse ich längere oder kürze-
re Texte zu den zurückliegenden Begebenheiten. 
Facebook ist für mich ein gutes Instrument, um 
Diskussionen zu adaptieren, aufzugreifen oder an-
zustoßen. Instagram nutze ich hingegen für kurze 
Rückschauen oder aktuelle Mitteilungen über gera-
de stattfindende Ereignisse. Twitter ist mein Weg, 
mit meiner Netzcommunity im Bereich opensource 
und eGovernment in Kontakt zu bleiben und ab 
und an politische Diskurse einzugehen. WhatsApp 
und Snapchat nutze ich rein privat mit Familien und 
Freunden. Je nach Account sind auch alle Kanäle 
mit unterschiedlichen Inhalten versehen. Man fin-
det eher selten eine Übertragung des einen Kanals 
auf den anderen. Das hat etwas mit der Zielgrup-
pe zu tun. Der Hashtag hat für mich eine große 
Bedeutung. Ein Slogan oder eine Kernaussage mit 
# versehen, darf wiederholt auftauchen, damit ei-
ne visuelle und gleichzeitig textliche Verknüpfung 
entsteht.

Tipp 2: Persönliche Gespräche reflektieren und 
nachbereiten
Obwohl ich damals wie heute stark in Social Media 
präsent bin und es auch gerne mache – geht für 
mich nichts über den direkten und unmittelbaren 
Kontakt zur Umwelt. Nur in der direkten Begeg-
nung mit Menschen, erlebe ich Körpersprache, 

Emotionen und kann direkter auf Stimmungen 
eingehen. Die Formate des Wahlkampfes waren 
immer eine Mischung aus beidem. Heute setze ich 
das in Bürgersprechstunden und einer Besuchsreihe 
fort. Das Internet ist als Nachrichtenmedium nicht 
wegzudiskutieren. Für tiefergehende sachliche Dis-
kussionen kann ich es schon aus Zeitgründen nicht 
nutzen. Hierfür wende ich immer das klassische 
Format und Gespräch an. Erschließen möchte ich 
mir künftig die Möglichkeiten der Live-Chats und 
Videobotschaften. Das macht mich sehr neugierig.

Tipp 3: Material
Je nach Kandidatur und Story, muss auch das Ma-
terial passen. Dazu gehören Slogan, Inhalte und 
Fotos. Ich habe weder an den Fotos noch an den 
Inhalten gespart – aber am Layout der Drucker-
zeugnisse, weniger an dem der Homepage. Das 
entsprach aber dem Storytelling des gesamten 
Wahlkampfes (ich will mit Inhalt überzeugen; nicht 
mit der Verpackung). Auch der Slogan auf den 
Plakaten („Geh am 25. Mai deine Bürgermeisterin 
wählen“) enthielt keine Themensetzungen oder 
ähnliches. Gleichzeitig waren wir mit dem Plaka-
tieren viel später als alle anderen dran – so dass 
die Plakate aus der Bevölkerung bereits erfragt 
wurden. Diese Entscheidungen sind auch immer 
mit Risiko verbunden. Ebenso wie die Frage nach 
dem Merchandising. Hier kann man nur sehr indi-
viduell vorgehen. Aus meiner Sicht gibt es da kein 
Patentrezept.

Fazit
Wahlerfolge lassen sich nicht programmieren. Aber 
eine gute Vorbereitung, beginnend bei der Kandi-
datenauswahl und weiter mit der sauberen Vorbe-
reitung bringt schon ein wichtiges Rüstzeug mit. 
Die Chancen sind für jede Kandidatin jeder Kandi-
datin grundsätzlich erst mal gleich. Man kann sie 
aber durch einige Faktoren positiv beeinflussen. 
Authentizität, Toleranz für Querschläge und Offen-
heit in Bezug auf sich und andere haben sich aus 
meiner Sucht bewährt.

Mit einem gehörigen Maß an Neugier, Spaß 
an der Sache und Zeitinvest ist die Gleichzeitigkeit 
von Off- und online Wahlkampf zu bewältigen. 
Die Bedeutung des Netzes als Informationsquelle 
und Verbreitungsmedium, muss sich nicht beto-
nen. Aber Obacht: Nur wer wirklich Spaß daran 
hat, wird das als Erfolgsfaktor für sich verbuchen 
können. So zumindest meine Erfahrung. Für mich 
der wichtigste Erfolgsfaktor überhaupt: Einfach 
Spaß haben! 

Ramona Schumann 
Bürgermeisterin der Stadt Pattensen 
 
www.pattensen.de
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D ie Nürnbergerinnen und Nürnberger 
lieben ihre Stadt. Diese positive Grund-
stimmung werden mit Sicherheit auch 

andere Städte für sich reklamieren. Aber für die 
Frankenmetropole mit ihren 530.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern lässt sich auch empirisch 
nachweisen, dass die Identifikation mit der eige-
nen Stadt überdurchschnittlich hoch ist und die 
Menschen gerne hier leben.

Der Franke ist, wenn man ihn etwas klischee-
haft beschreiben möchte, ein eher zurückhalten-
der Typ, der mit Protz nichts anfangen kann und 
lieber den Pelz nach innen trägt. Superlative sind 
ihm wesensfremd. „Passt scho’!“ ist das höchste 

Lob, das ihm über die Lippen geht und mit ihm 
würde er wohl auch die Arbeit seines Oberbür-
germeisters Ulrich Maly bewerten. Mit 67,1 Pro-
zent deklassierte er bei seiner dritten Wahl im 
Jahr 2014 die politischen Mitbewerberinnen und 
Mitbewerber und errang mit der SPD im Stadtrat 
31 von 70 Sitzen, was einem Stimmenanteil von 
44,1 Prozent entsprach. Die CSU als zweistärkste 
Kraft bekam zehn Sitze weniger.

Die vergleichsweise hohen Zustimmungswer-
te für die SPD-Rathauspolitik haben in Nürnberg 
eine lange Tradition. In der Nachkriegsgeschich-
te ging der OB-Sessel lediglich einmal verloren. 
Von 1996 bis 2002 regierte mit Ludwig Scholz 

ein Konservativer. Schuld daran war die SPD 
selbst, deren Politikstil mit den Jahren etwas 
abgehoben wurde und die Menschen bei den 
politischen Entscheidungen zu wenig mitnahm.

Ab 2002 konnte die SPD wieder den Oberbür-
germeister stellen. Ulrich Maly setze sich in einer 
Stichwahl mit seinem Leitbild der „solidarischen 
Stadtgesellschaft“ gegen den CSU-Amtsinhaber 
durch und wurde seitdem zweimal wiederge-
wählt. Die Gründe für diese Wahlerfolge sind 
vielfältig. Sie resultieren aus einer Mannschafts-
leistung, einer großen Innovations- sowie Erneu-
erungskraft und einer hohen Verankerung in der 
Breite der Stadtgesellschaft. Neben der eigenen 
Stärke ist es allerdings auch die Schwäche der 
politischen Mitbewerber.

Union kann Großstadt nicht
Die Konservativen tun sich in den Großstädten 
schon immer schwer und stellen beinahe kein 
Stadtoberhaupt. Das hat einen Grund: CDU und 
CSU treffen das Lebensgefühl nicht. Das ist auch 
in Nürnberg so. Die Stadt ist Kulminations- und 
Brennpunkt. Gesellschaftliche Innovationen neh-
men im Urbanen ihren Anfang. Hier werden neue 
Lebensweisen erprobt, ist kreatives Denken zu 

Spüren, was Nürnberg 
bewegt
SPD-Wahlerfolge in der Frankenmetropole 

Autor Thorsten Brehm

Mit Blickpunkt, Aktuelles, Kommunal-Blog, DEMO-Kommunalkongress, Reporte, u. v. m.
MEHR INFOS. MEHR HINTERGRÜNDE. 
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Hause und sind die Formen des Zusammenlebens 
vielfältig. Großstädte sind kreative Keimzellen. So-
zialdemokratinnen und Sozialdemokraten hatten 
immer den Anspruch, diesen sozialen Fortschritt, 
diesen Wandel zu begleiten und zu gestalten.

In Nürnberg gelang dies beispielsweise durch 
eine progressive Kulturpolitik, die unter dem 
Begriff der Soziokultur, eng verbunden mit dem 
Namen Hermann Glaser, Einzug in die Fachdis-
kurse fand. Kultur darf eben nicht nur Hochkul-
tur für eine (selbsternannte) gesellschaftliche 
Elite sein, sondern muss allen offen stehen. Un-
ter dem Motto „Kultur für alle“ wurden deshalb 
viele neue Ansätze und niedrigschwellige Kul-
turangebote, auch dezentral in den Stadtteilen, 
entwickelt.

Zur Lebenswirklichkeit gehört aber auch eine 
andere Seite: Die Großstadt ist zugleich der Ort, 
an dem die sozialen Fragen unserer Zeit beant-
wortet werden müssen, weil hier die sozialen 
Schieflagen offensichtlich werden. Das gilt auch 
für Nürnberg. Trotz der insgesamt guten Arbeits-
marktdaten kämpft die Stadt seit dem Nieder-
gang großer Traditionsunternehmen wie Quelle, 
AEG oder Grundig mit Langzeitarbeitslosigkeit 
und einer hohen Armutsgefährdungsquote.

Großstadtpolitik muss deshalb etwas ambi-
valentes schaffen: Dass es vorwärts geht und 
keiner dabei vergessen wird. Die SPD muss der 
Garant für gesellschaftlichen Zusammenhalt sein 
und als wertegeleitete Partei möglichst allen Be-
völkerungsgruppen ein politisches Angebot ma-
chen. 

Personaltableau für die ganze Stadt
Die Nürnberger SPD ist in der Mitte der Stadt-
gesellschaft verankert und die einzige Partei, die 
dies auch personell verkörpert. Entscheidend für 
den Wahlerfolg ist deshalb auch, dass die Sozi-
aldemokratie dies mit einem attraktiven Perso-
naltableau untermauert und ein möglichst brei-
tes Bild der Stadtbevölkerung wiederspiegelt: 
Neben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
fanden sich auch Unternehmerinnen und Unter-
nehmer auf der Stadtratsliste, sowie mindestens 
zwei Kandidatinnen und Kandidaten unter 35 
Jahren in jedem 10er-Block. Darüber hinaus be-
warben sich auch zahlreiche Vertreterinnen und 
Vertreter aus den Migranten-Communities. Seit 
der „Rückeroberung“ 2002 kamen zudem immer 
wieder Parteilose zum Zug, die Lücken bei Kom-
petenzfeldern und gesellschaftlichen Gruppen 
schlossen, die wir aus den eigenen Reihen he-
raus nur unzureichend hätten schließen können.

Vertrauen ist die Basis
Die Nürnberger SPD hat es mittlerweile aufgege-
ben ein Wahlprogramm lexikalischen Umfangs 
zu verfassen, das Anspruch auf Vollständigkeit 
und hellseherische Fähigkeiten für die kommen-
den sechs Jahr für sich beansprucht. Wir haben 
die wichtigsten stadtpolitischen Herausforde-
rungen in den Bereichen Stadtplanung, Verkehr, 

Ausbau der Kinderbetreuung, Schulbauten, 
Integration und Soziales benannt und unsere 
Leitlinien beschrieben. Die Grundbotschaft des 
Wahlkampfes war: Wir können nicht sagen, was 
alles in den nächsten Jahren in der Stadt passie-
ren wird. Aber ihr könnt darauf vertrauen, dass 
die SPD die Weichen im Sinne des Gemeinwohls 
und des gesellschaftlichen Zusammenhalts stel-
len wird. Sozialdemokratinnen und Sozialdemo-
kraten wissen, was Nürnberg bewegt. Und sie 
machen, was Nürnberg bewegt.

Stadtpolitik im Dialog
Unterstrichen wird dieser Politikansatz durch 
eine Stadtpolitik im Dialog, die auf möglichst 
große Transparenz und eine Vielzahl an Betei-
ligungsmöglichkeiten setzt. Sozusagen mit ins 
Amt brachte Ulrich Maly seine Maly-Tour. Das 
ist eine mobile Bürgerversammlung auf dem 
Fahrrad, die mehrmals im Jahr in unterschiedli-
che Stadtquartiere aufbricht und dort wichtige 
Einrichtungen und Vorhaben vorstellt. Der Zu-
spruch ist riesig. Zu wichtigen Ratgebern für die 
Stadtpolitik haben sich zudem der Rat für Inte-
gration und Zuwanderung, der Stadtsenioren-
rat und Behindertenrat entwickelt. Mittlerweile 
wird diese Beteiligungskultur durch digitale An-
gebote erweitert.

Dieser neue Politikstil wird auch im Rathaus 
gelebt, wenn es um den Umgang der politi-
schen Parteien untereinander geht. Es besteht 
eine rotschwarze Kooperation, die anders als ei-
ne Koalition keinen allumfänglichen Einigungs-
zwang hat. Große stadtpolitische Themen und 
der Haushalt werden gemeinsam beschlossen, 
ansonsten arbeitet die SPD in den Ausschüssen 
mit wechselnden Mehrheiten. Die Auseinander-
setzungen sind selten bis nie richtig konfrontativ 
sondern sehr sachorientiert.

Auch die SPD-Stadtratsfraktion unterstützt 
diese politische Kultur und diesen partizipativen 
Ansatz durch eigene Formate. Bei der Rathaus-
Tour bricht die ganze Fraktion zu Gesprächen in 
einen jeweils ausgesuchten Stadtteil aus. Eine 
Veranstaltungsreihe zu Fach- und Zukunftsthe-
men gehört ebenso zum festen Bestandteil des 
Veranstaltungskalenders. Jeden Montagabend 
gibt es zudem ein Bürgertelefon, das stark nach-
gefragt ist.

Zurückgehende Wahlbeteiligung
Neben der großen Resonanz auf die vielen Be-
teiligungsansätze gibt es allerdings auch weni-
ger erfreuliche Entwicklungen. Die Wahlbetei-
ligung bei der Kommunalwahl ist rückläufig. 
Waren es 2008 in Nürnberg noch 50,1 Prozent, 
waren es sechs Jahre später nur noch 44,3 Pro-
zent. Auffällig dabei ist, dass sich das Bild in be-
nachbarten Straßenzügen völlig anders darstellt 
– je nach dem sozialen Milieu, das dort jeweils 
wohnt. Die Fraktion hat deshalb Hausbesuche in 
den besonders auffälligen Quartieren absolviert, 
das direkte Gespräch gesucht und viele Anliegen 

aufgenommen. Es wird sich erst bei der nächs-
ten Wahl 2020 zeigen, welche Früchte dies ge-
tragen hat.

Herausforderungen für die Zukunft
Nürnberg ist im letzten Jahrzehnt stark gewachsen, 
um über 30.000 Menschen auf nunmehr 530.000. 
Die politische Herausforderung der nächsten Jahre 
ist es deshalb, dieses Stadtwachstum zu managen 
und die Wachstumsschmerzen zu reduzieren. An 
erster Stelle steht selbstverständlich das Schaffen 
von Wohnraum, um die Mietpreissteigerungen 
einzufangen. Allerdings werden Neubaugebiete 
und Nachverdichtung von der Stadtgesellschaft 
nicht immer mit Applaus quittiert. Gute Argumen-
tation und Kommunikation ist deshalb unerläss-
lich. In einer Stadt, die aufgrund ihres massiven 
Stadtwachstums während der Industrialisierung, 
ohnehin schon wenige Grünflächen verfügt, ist 
das nicht immer einfach.

Klar ist zudem, dass nicht jeder neue Stadt-
bewohner sein eigenes Auto mitbringen sollte. 
Der Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs, ge-
rade bei U-Bahn und Straßenbahn, verbunden 
mit Radverkehr und Carsharing bleibt deshalb 
ein zentrales Anliegen der SPD. Nicht nur der 
fließende sondern auch der ruhende Verkehr 
schmälert die Lebensqualität ungemein, wes-
halb es neuer intelligenter Konzepte bedarf. Er-
freulicherweise gibt es auch wieder mehr Kin-
der, für die neben Kita-Angeboten völlig neue 
Schulen gebaut werden müssen. 

Wenig bekannt ist, dass unter den deutschen 
Großstädten Nürnberg mit den höchsten Anteil 
an Menschen mit Migrationshintergrund hat, 
nämlich rund 45,6 Prozent. Das dies nicht son-
derlich auffällt, ist vielleicht dem Umstand ge-
schuldet, dass dank der SPD früh mit Integrati-
onspolitik begonnen wurde, es viele Erfolge und 
positive Erfahrungen gibt. Auf diese kann nun 
bei der Integration der knapp 7.000 Geflüchte-
ten, die derzeit in Nürnberg leben, zurückgegrif-
fen werden. 

Leider muss man auch in Nürnberg ein Erstar-
ken der rechtspopulistischen und rechtsextre-
men Gruppierungen verzeichnen, die mit ihren 
Parolen versuchen die Gesellschaft zu spalten. 
Bei der anstehenden Kommunalwahl 2020 wird 
es deshalb wieder darum gehen zu zeigen, dass 
die SPD am besten in der Lage ist, die Gesell-
schaft zusammenzuhalten und die Stadt in ein 
neues Jahrzehnt zu führen.

Thorsten Brehm 
Sozialwissenschaftler, Mitglied im Rat 
der Stadt Nürnberg
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Packen Sie lokale Herausforderungen gemeinsam an
Klimawandel, Migration, Mobilität, Digitalisierung – Zukunftsfragen lösen Kom-
munen leichter in Zusammenarbeit mit ihren globalen Partnern. Die Servicestelle
Kommunen in der Einen Welt unterstützt Städte, Gemeinden und Landkreise
beim Aufbau und der Gestaltung kommunaler Partnerschaften auf Augenhöhe.
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